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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 2. Mai 2024 

 
 
Für die Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb ist 
bei Mitunternehmerschaften der Betrag des 
Gewerbesteuermessbetrages, die tatsächlich zu zahlende 
Gewerbesteuer und der auf die einzelnen Mitunternehmer oder auf 
die persönlich haftenden Gesellschafter (phG) entfallende Anteil 
gesondert und einheitlich festzustellen. Auch wenn der dazu in § 
35 Abs. 2 Satz 2 EStG für den Anteil am Gewerbesteuer-
messbetrag angeführte Aufteilungsmaßstab des "allgemeinen 
Gewinnverteilungsschlüssels" nach dem Gesetzeswortlaut nur auf 
"Mitunternehmer" bezogen wird, gilt er auch für die phG einer 
KGaA. Bei einer rechtsformspezifischen Auslegung dieses Begriffs 
ist der bei der körperschaftsteuerrechtlichen Ermittlung des 
Einkommens der KGaA abziehbare "Teil des Gewinns", der an 
phG "als Vergütung (Tantieme) für die Geschäftsführung verteilt 
wird" und der zu den gewerblichen Einkünften der phG führt, 
Gegenstand dieses Aufteilungsmaßstabs. 
Zum Urteil 
 
 
 
Im Anwendungsbereich des DBA-USA 1989/2008 richtet sich die 
Zuordnung von Gewinnen einer Freiberufler-Personengesellschaft 
grundsätzlich nach dem allgemeinen "Betriebsstättenmodell". 
Bestätigung der ständigen Rechtsprechung, dass Doppel-
besteuerungsabkommen statisch und nicht dynamisch auszulegen 
sind. Ein Wechsel von der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode 
("switch-over") nach Art. 23 Abs. 4 Buchst. b Variante 3 DBA-USA 
1989/2008 scheidet aus, wenn das innerstaatliche Recht der USA 
die Nichtbesteuerung nur für einen Teilbetrag des einheitlichen 
Gewinnanteils vorsieht (hier: "guaranteed payments" für nicht in 
den USA ansässige Partner, soweit sie dort nicht höchstpersönlich 
tätig geworden sind). 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Aus einer sogenannten umgekehrten Betriebsaufspaltung kann 
wegen des Durchgriffsverbots eine originär gewerbliche Tätigkeit 
der Besitzkapitalgesellschaft nicht abgeleitet werden. Das 
Durchgriffsverbot gilt bei der Besteuerung einer Besitz-
kapitalgesellschaft auch im Fall der mittelbaren Beteiligung der 
Betriebspersonengesellschaft an der Besitzkapitalgesellschaft über 
eine Kapitalgesellschaft. 
Zum Urteil 
 

Urteil I R 54/20: § 35 
Abs. 2 Satz 2 EStG gilt 
auch für die phG einer 
KGaA 
 
 
 
 
24. Januar 2024 
 

Urteil I R 42/20: Zur 
Besteuerung 
international tätiger 
Freiberufler-
Personengesellschaft
en nach dem DBA-
USA 1989/2008 
 
 
 
5. Dezember 2023 
 

 

 
Urteil, III R 13/23: 
Umgekehrte 
Betriebsaufspaltun
g und erweiterte 
Kürzung  

 

22. Februar 2024 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410070/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410070/
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Eine erhebliche Mitursächlichkeit der Behinderung des Kindes für 
seine mangelnde Fähigkeit zum Selbstunterhalt genügt für den 
Kindergeldanspruch nach § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des 
Einkommensteuergesetzes auch dann, wenn es nach § 63 des 
Strafgesetzbuchs (StGB) in einem psychiatrischen Krankenhaus 
untergebracht ist.  Die Entscheidung, ob eine erhebliche 
Mitursächlichkeit vorliegt, hat das Finanzgericht im Rahmen einer 
Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalles zu treffen, die 
vom BFH nur eingeschränkt überprüfbar ist. Indizien für eine 
fortwirkende erhebliche Mitursächlichkeit der Behinderung für die 
Unfähigkeit zum Selbstunterhalt können sich aus dem Straf- 
beziehungsweise Sicherungsverfahren ergeben. Zu 
berücksichtigen sein kann namentlich, dass eine seelische 
Erkrankung des Kindes, welche zugleich die vor dem 25. 
Lebensjahr eingetretene Behinderung darstellt, dazu geführt hat, 
dass dem Kind wegen der von ihm begangenen rechtswidrigen 
Taten kein Schuldvorwurf gemacht werden kann. 
Zum Urteil 
 
 
§ 67 Satz 1 Halbsatz 2 des Einkommensteuergesetzes begründet 
keine Sperrwirkung dahingehend, dass ein elektronischer 
Kindergeldantrag nur noch nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz über die amtlich vorgeschriebene Schnittstelle zulässig 
ist. Hat die Familienkasse einen Zugang für die Übermittlung 
elektronischer Dokumente über das besondere elektronische 
Behördenpostfach eröffnet, kann darüber ein elektronischer 
Kindergeldantrag auch ohne Verwendung des amtlich 
vorgeschriebenen Datensatzes formwirksam gestellt werden. 
Zum Urteil 
 
 
§ 18 Abs. 3 Satz 1 des Umwandlungssteuergesetzes (UmwStG) 
gilt auch im Fall des (identitätswahrenden) Formwechsels einer 
Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft. 
Wird Betriebsvermögen erst im Zuge der formwechselnden 
Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in eine 
Personengesellschaft oder danach gebildet, unterfallen die stillen 
Reserven in den Wirtschaftsgütern des neu gebildeten 
Betriebsvermögens nicht § 18 Abs. 3 Satz 1 und 2 UmwStG. 
Zum Urteil 
 
 
 
Wird eine Personengesellschaft auf eine andere 
Personengesellschaft verschmolzen, kann der von der 
übernehmenden Personengesellschaft bis zum (zurückbezogenen) 
steuerlichen Übertragungsstichtag erzielte Gewinn nicht mit dem 
(laufenden) Verlust verrechnet werden, den die übertragende 
Personengesellschaft bis zu diesem Zeitpunkt erlitten hat. 
Zum Urteil 

Urteil III R 42/22: 
Ursächlichkeit der 
Behinderung für die 
Unfähigkeit zum 
Selbstunterhalt bei 
einem Kind 
 
 
30. Januar 2024 
 

 

 

 
Urteil III R 15/23: 
Zulässigkeit eines 
über das besondere 
elektronische 
Anwaltspostfach 
übermittelten 
Kindergeldantrags 
 
30. Januar 2024 
 

 

 
Urteil IV R 20/21: § 18 
Abs. 3 UmwStG 
erfasst nicht 
sogenanntes neu 
gebildetes 
Betriebsvermögen 
 
 
14. März 2024 
 

 

 
Urteil IV R 6/21: Keine 
Ergebnis-
konsolidierung im 
Jahr der 
Verschmelzung 
 
 
14. März 2024 
 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410069/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410069/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410071/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410071/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410072/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410072/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410073/
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Ein Zwischenurteil darf nur ergehen, wenn sich die Tatsachen, 
welche die Sachdienlichkeit im Sinne des § 99 Abs. 2 FGO 
begründen, aus den Feststellungen des Finanzgerichts ergeben. 
Zur Unternehmereigenschaft einer Holding bei der Vergabe von 
Darlehen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
  
Bringt ein Steuerpflichtiger sein land- und forstwirtschaftliches 
Einzelunternehmen in eine Personengesellschaft zu Buchwerten 
nach § 24 des Umwandlungssteuergesetzes ein, so ist der zeitliche 
Maßstab für die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht des 
Einzelunternehmens der Zeitraum von der Gründung bis zu dessen 
Einbringung in die Personengesellschaft. 
Stille Reserven durch nicht realisierte Wertsteigerungen, mit deren 
Realisierung im Falle einer Betriebsveräußerung zu rechnen ist 
oder die im Falle einer Betriebsaufgabe zu steuerbaren Einkünften 
führen, sind zur Ermittlung des Totalgewinns oder -verlusts bei der 
Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht auch dann anzusetzen, 
wenn sie nicht in einem bei Betriebsbeginn vorliegenden 
Betriebskonzept berücksichtigt worden sind. 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
  
Der Begünstigungszeitraum des § 35b Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes beginnt mit Entstehung der 
Erbschaftsteuer (§ 9 des Erbschaftsteuergesetzes), regelmäßig mit 
dem Tod des Erblassers. 
 
 Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
  

Urteil V R 30/21: Kein 
Zwischenurteil bei 
fehlenden 
Feststellungen zur 
Sachdienlichkeit 
 
14. Dezember 2023 
 

 

 

Urteil VI R 3/22: 
Gewinnerzielungsabs
icht bei Einbringung 
eines land- und 
forstwirtschaftlichen 
Einzelunternehmens 
in eine 
Personengesellschaft 
 
13. Dezember 2023 
 

 

 

Urteil X R 20/21: 
Beginn des 
Begünstigungszeitra
ums für die 
Einkommensteuerer
mäßigung bei 
Belastung mit 
Erbschaftsteuer 
 
28. November 2023 
 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410076/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410076/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410075/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410075/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410074/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410074/
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Rechtsprechung im Blog 
 

 
EuGH: Umsatzsteuer bei unentgeltlicher Wärmeabgabe aus Biogas-Anlage 
Aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchens des Bundesfinanzhofs hat der 
Europäische Gerichtshof entschieden, dass es sich um eine der Lieferung von 
Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellte Entnahme eines Gegenstands 
handelt, wenn der Steuerpflichtige von ihm erzeugte Wärme unentgeltlich an 
andere Steuerpflichtige für deren wirtschaftliche Tätigkeit abgibt, wobei es nicht 
darauf ankommt, ob letztere die Wärme für Zwecke verwenden, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigen. 
Hintergrund 
 
Der Bundesfinanzhof hatte den Europäischen Gerichtshof um Vorabentscheidung 
zu Fragen der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die unentgeltliche 
Abgabe von Wärme aus einem mit einer Biogasanlage betriebenen 
Blockheizkraftwerk und der Berechnung der damit in Zusammenhang stehenden 
Selbstkosten gebeten. Konkret, ob es sich um die „Entnahme eines Gegenstands 
durch einen Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen … als unentgeltliche 
Zuwendung“ im Sinne von Art. 16 der Richtlinie 2006/112/EG1 (MwStRL) handelt, 
wenn diese Wärme aus seinem Unternehmen unentgeltlich an einen anderen 
Steuerpflichtigen für dessen wirtschaftliche Tätigkeit abgibt. 
 
Mehr Informationen zu dem Vorlagebeschluss des BFH finden Sie in unserem 
Blogbeitrag vom 2. April 2023. 
 
Der BFH hält die Tatbestandsmerkmale einer unentgeltlichen Zuwendung eines 
Gegenstands im Sinne des in Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
erwähnten dritten Falls („Entnahme für unternehmensfremde Zwecke“) für erfüllt. 
Er fragt sich jedoch, ob der Tatbestand der Entnahme als unentgeltliche 
Zuwendung nicht über den Wortlaut dieser Bestimmung hinaus durch eine 
zusätzliche Voraussetzung einzuschränken sei. 
 
Entscheidung des EuGH 
 
Zur ersten Frage: Art. 16 Abs. 1 der MwStRL ist dahin auszulegen, dass es sich 
um eine einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellte 
Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem 
Unternehmen als unentgeltliche Zuwendung im Sinne dieser Bestimmung 
handelt, wenn der Steuerpflichtige von ihm erzeugte Wärme unentgeltlich an 
andere Steuerpflichtige für deren wirtschaftliche Tätigkeit abgibt, wobei es hierfür 
nicht darauf ankommt, ob diese anderen Steuerpflichtigen die Wärme für Zwecke 
verwenden, die sie zum Vorsteuerabzug berechtigen. 
 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236639/eugh-vorlage-zur-umsatzbesteuerung-der-waermeabgabe-aus-einer-biogas-anlage/
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Anhand des Wortlauts dieser Bestimmung ergebe sich nicht, dass eine 
zusätzliche Voraussetzung im Zusammenhang mit dem steuerlichen Status des 
Empfängers dieser Zuwendung insofern bestünde, als der Empfänger den 
zugewandten Gegenstand für Umsätze verwenden müsste, die zum Abzug der 
Mehrwertsteuer berechtigen. Die in Art. 16 Abs. 1 genannten Entnahmen 
unentgeltlich zugewandter Gegenstände sind nur dann von der Mehrwertsteuer 
ausgenommen, wenn es sich um Entnahmen für Geschenke von geringem Wert 
oder Warenmuster im Sinne von Art. 16 Abs. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
handelt. 
 
Zwar habe der EuGH in Rn. 68 des Urteils vom 16. September 2020, 
Mitteldeutsche Hartstein‑Industrie (C‑528/19), auf das sich der Kläger im 
Ausgangsverfahren (Y) beruft, entschieden, dass zugunsten einer Gemeinde 
durchgeführte Arbeiten zum Ausbau einer Gemeindestraße, die der Öffentlichkeit 
offensteht, aber im Rahmen der wirtschaftlichen Tätigkeit des Steuerpflichtigen, 
der diese Arbeiten unentgeltlich durchgeführt hat, von ihm sowie von der 
Öffentlichkeit genutzt wird, keinen Umsatz darstellen, der einer Lieferung von 
Gegenständen gegen Entgelt im Sinne gleichzustellen ist. Diese Arbeiten, so der 
EuGH, kamen dem die Zuwendung vornehmenden Steuerpflichtigen zugute und 
wiesen einen direkten und unmittelbaren Zusammenhang mit seiner gesamten 
wirtschaftlichen Tätigkeit auf. Die Kosten der erhaltenen Eingangsleistungen, die 
mit diesen Arbeiten in Zusammenhang standen, waren Kostenelemente der von 
diesem Steuerpflichtigen getätigten Ausgangsumsätze. Dagegen gibt es keinen 
Anhaltspunkt dafür, dass die von Y entnommene und unentgeltlich zugewandte 
Wärme auch von Y genutzt worden wäre. 
 
Zur zweiten und die dritte Frage: Art. 74 MwStRL ist dahin auszulegen, dass der 
Selbstkostenpreis im Sinne dieser Bestimmung nicht nur die unmittelbaren 
Herstellungs- oder Erzeugungskosten umfasst, sondern auch mittelbar 
zurechenbare Kosten wie Finanzierungsaufwendungen, wobei es keine Rolle 
spielt, ob es sich um vorsteuerbelastete Kosten handelt oder nicht. 
 
Aus Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie gehe eindeutig hervor, dass die 
Steuerbemessungsgrundlage für Gegenstände oder gleichartige Gegenstände 
nur dann der „Selbstkostenpreis“ ist, wenn es keinen Einkaufspreis gibt. Hierzu 
hatte der BFH ausgeführt, dass im vorliegenden Fall kein Einkaufspreis 
festgestellt werden könne, da die Empfänger der unentgeltlichen Zuwendungen 
nicht an ein Netz angeschlossen seien, das es ihnen ermöglichen würde, Wärme 
von Dritten gegen Entgelt zu beziehen. Es sei Sache des vorlegenden Gerichts, 
so der EuGH, diesen Umstand zu überprüfen. 
 
Die Ermittlung des Selbstkostenpreises obliegt somit der Steuerbehörde unter 
Berücksichtigung aller relevanten Gesichtspunkte und erfordert eine eingehende 
Prüfung der Wertfaktoren, die zu diesem Preis führen können, der zu dem 
Zeitpunkt zu ermitteln ist, zu dem der Entnahmevorgang stattgefunden hat. 
 
Fundstelle 
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EuGH, Urteil vom 25. April 2024 C‑207/23, Finanzamt X. 
 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
 
EuGH-Schlussanträge: Umsatzsteuer bei Verwendung von Karten oder 
Applikationen zum Aufladen von E-Fahrzeugen 
Das schwedische Vorabentscheidungsersuchen betrifft eine deutsche 
Gesellschaft, die Nutzern von Elektrofahrzeugen in Schweden Zugang zu einem 
Netzwerk von Ladepunkten ermöglicht, die von dortigen Ladepunktbetreibern zu 
Verfügung gestellt werden. Nach der Einschätzung der Generalanwältin impliziert 
dies, dass die verbrauchte Elektrizität dem Nutzer vom genannten Betreiber 
geliefert wird und das Unternehmen, das den Zugang zu diesen Ladepunkten 
anbietet, bei diesen Lieferungen als Kommissionär auftritt. 
 
Hintergrund 
 
Der Sitz von DCS ist in Deutschland, sie hat keine feste Niederlassung in 
Schweden. Sie stellt Nutzern von Elektrofahrzeugen in Schweden Zugang zu 
einem Netzwerk von Ladepunkten zur Verfügung (Informationen über die Preise, 
Standorte und Verfügbarkeit der Ladepunkte neben Funktionen für das Auffinden 
von Ladepunkten sowie für die Routenplanung). Die Ladepunkte, die zum 
Netzwerk gehören, werden nicht von DCS bereitgestellt, sondern von 
Ladepunktbetreibern, mit denen DCS Verträge abgeschlossen hat. Um 
Fahrzeuge an den Ladestationen aufzuladen, stattet DCS die Nutzer mit einer 
Karte und einer Authentifizierungsapplikation aus. Bei Verwenden der Karte oder 
Applikation wird das Aufladen beim Ladepunktbetreiber registriert, der dann DCS 
diesen Ladevorgang in Rechnung stellt. 
 
Schlussanträge 
 
Vorbemerkung: Der EuGH hatte bereits entschieden, dass der komplexe Umsatz, 
der in der Übertragung von Elektrizität an die Batterie eines Elektrofahrzeugs 
sowie im Zugang zu den Ladevorrichtungen und zur notwendigen technischen 
sowie IT‑Unterstützung besteht, eine Lieferung von Gegenständen darstellt (siehe 
Urteil vom 20. April 2023, Dyrektor Krajowej Informacji Skarbowej C‑282/22; siehe 
Blogbeitrag vom 20. April 2023). Insofern ist die erste Frage des vorlegenden 
Gerichts geklärt. Auf Ersuchen des Gerichtshofs beschränken sich die 
vorliegenden Schlussanträge daher auf die Würdigung der zweiten Frage. 
 
Die mit der Lieferung von Elektrizität verbundenen Umsätze betreffen die 
Rechtsbeziehung zwischen dem jeweiligen Ladepunktbetreiber und DCS und 
diejenige zwischen DCS und dem jeweiligen Karten- bzw. Applikationsnutzer. Es 
besteht keine direkte Rechtsbeziehung zwischen den Ladepunktbetreibern und 
den Karten- bzw. Applikationsnutzern. Dies impliziere, so die Generalanwältin, 
dass die verbrauchte Elektrizität diesem Nutzer vom genannten Betreiber geliefert 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285194&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=832921
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/243113/ecj-free-of-charge-supplies-of-heat-to-other-taxable-persons-subject-to-vat-at-cost-price/
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wird und das Unternehmen (DSC), das den Zugang zu diesen Ladepunkten 
anbietet, bei diesen Lieferungen als Kommissionär im Sinne von Art. 14 Abs. 2 
Buchst. c dieser Richtlinie auftritt. 
 
Nur wenn die beiden Voraussetzungen des Art. 14 Abs. 2 Buchst. c der 
Mehrwertsteuerrichtlinie (das Vorliegen eines Auftrags und die Gleichartigkeit der 
Leistungen) nicht erfüllt wären, wäre Art. 14 Abs. 1 im Ausgangsverfahren 
anwendbar (sogenanntes „Kauf- und Verkaufsmodell“). Es ist Sache des 
nationalen Gerichts zu prüfen, ob diese Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
Unter den Umständen der vorliegenden Rechtssache scheinen daher beide 
Voraussetzungen – das Vorliegen eines Auftrags und die Gleichartigkeit der 
Leistungen – erfüllt zu sein und folglich passt das Modell der Einkaufskommission 
tatsächlich auf die in Rede stehenden Umsätze. 
 
Zwar fordert der jeweilige Karten- bzw. Applikationsnutzer DCS nicht bei jedem 
Ladevorgang ausdrücklich auf, Elektrizität für seine Rechnung zu kaufen. Der 
Gerichtshof habe jedoch im Urteil vom 21. Januar 2021, UCMR – ADA (C‑501/19) 
bereits entschieden, dass ein Käufer einen Kommissionär einen Auftrag nicht 
ausdrücklich erteilen muss. Alternativ kann das Vorzeigen der Karte bzw. 
Applikation beim Ladepunkt als ein dem Kommissionär erteilter Auftrag 
verstanden werden, eine gewisse Menge Elektrizität zu kaufen. 
 
Fundstelle 
 
EuGH, Schlussanträge vom 25. April 2024 in der Rechtssache C‑60/23 Digital 
Charging Solutions 
 

Business Meldungen 
 
BMF: Keine gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen 
Einlagekontos bei rechtsfähigen privaten Stiftungen 
 
Das Bundesfinanzministerium hat in einem aktuellen Schreiben zu dem BFH-
Urteil vom Mai 2023, wonach eine gesonderte Feststellung des Einlagekontos für 
rechtsfähige private Stiftungen des bürgerlichen Rechts nach der im Streitjahr 
maßgebenden Rechtslage ausgeschlossen ist, die Auffassung des BFH aus Sicht 
der Verwaltung in einem Punkt klargestellt. 
 
Der BFH hat im Urteil vom 17. Mai 2023, I R 42/19 entschieden, dass bei 
rechtsfähigen privaten Stiftungen des bürgerlichen Rechts keine gesonderte 
Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos erfolgt, da es hierfür 
an einer Rechtsgrundlage mangelt (siehe hierzu: Blogbeitrag vom 16. Oktober 
2023). 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285205&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1512482
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/239899/keine-gesonderte-feststellung-des-bestands-des-steuerlichen-einlagekontos-bei-rechtsfaehigen-privaten-stiftungen/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/239899/keine-gesonderte-feststellung-des-bestands-des-steuerlichen-einlagekontos-bei-rechtsfaehigen-privaten-stiftungen/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

 
Der BFH vertritt in Rn. 21 des o. g. Urteils vom 17. Mai 2023 die – nicht 
entscheidungserhebliche – Auffassung, dass es bei rechtsfähigen privaten 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts nicht zwingend einer gesonderten 
Feststellung nach § 27 Absatz 7 KStG bedarf, um für die Destinatäre die 
Anwendbarkeit des § 20 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 EStG zu erreichen. Nach 
Auffassung des BFH seien die Voraussetzungen im Fall einer rechtsfähigen 
privaten Stiftung des bürgerlichen Rechts aber dann erfüllt, wenn die 
Leistungsempfänger der Stiftung (Destinatäre) unmittelbar oder mittelbar Einfluss 
auf das Ausschüttungsverhalten der Stiftung nehmen können. 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder gilt weiterhin, dass die Annahme einer 
Einlagenrückgewähr auf Ebene der Leistungsempfänger einer Stiftung daran 
scheitert, dass auf Ebene der Stiftung kein steuerliches Einlagekonto festgestellt 
wird und folglich Beträge des Einlagekontos auch nicht verwendet werden 
können. 
 
Fundstelle 
 
BMF-Schreiben vom 24. April 2024 IV C 2 - S 2204/24/10001 :001. 
 

Terminplaner 
  
Jahreskonferenz für energieintensive 
Unternehmen 
Präsenzveranstaltung, 16.5. 2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/EnergyandClimate
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-04-24-steuerliches-einlagekonto.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2024 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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